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NationalratverunglimpftBundesrätinmitFake-Bild
Ein Tessiner Lega-Blatt stellt Finanzministerin Karin Keller-Sutter als RäuberinmitWaffe amAnschlag dar.

LeaHartmann

«Wir lassenunsnicht ausrau-
ben!» – Die Sparpläne des
Bundesrats lassenbeimTes-
siner Lega-Nationalrat Lo-
renzo Quadri die Sicherun-
gen durchbrennen. Quadri
ist Verleger und Chefredak-
torderTessinerWochenzei-
tung «Il Mattino della Do-
menica», Parteiblatt der
Lega. In einemKommentar
inder jüngstenAusgabeem-
pört er sich über dasVorha-
ben des Bundesrats, die
Steuern auf Kapitalbezüge
ausder zweitenunddritten
Säule zu erhöhen.

Dochesbleibt nicht bei
aufgebrachtenWorten.Auf
der Titelseite prangt gross
eineBildmontage.Darauf abge-
bildet: Bundespräsidentin und
Finanzministerin Karin Keller-
Sutter, die einem Rentner, der

am Bancomaten gerade
Geldabhebenwill, diePisto-
le in denRücken hält.

Persönlichkeitsrechte
verletzt?
Die Finanzministerin als
Räuberin:Es ist einehappige
Darstellung – und sie könnte
juristischeFolgen fürdenLe-
ga-Nationalrat und Lugane-
ser Stadtrat Quadri haben.

Keller-Sutters Finanzde-
partement (EFD) will nicht
sagen, ob man plant, recht-
lich gegen die Montage vor-
zugehen. «Das EFD kom-
mentiert diese Darstellung
nicht. Sie spricht für sich sel-
ber», sagt Sprecher Pascal
Hollenstein. Es ist davon aus-
zugehen, dassman zuerst ab-
klärt, wie die Chancen auf
einen juristischen Erfolg ste-
hen, eheman allenfalls Anzei-
ge einreicht.

Diese könnten intakt sein. An-
waltMartinSteiger, spezialisiert
unter anderemaufMedienrecht
und Recht im digitalen Raum,
sprichtvoneinem«Tabubruch».
Die Montage – auch wenn sie
eindeutig als solche erkennbar
ist – könnte Keller-Sutters Per-
sönlichkeitsrechte verletzen,
schätzt er ein. Eindeutig sei die
Verletzung des Rechts am eige-
nen Bild.

DochSteigergibtauchzube-
denken, dass in solchen Fällen
immereineAbwägunggemacht
werdenmuss, obmansichwirk-
lich auf eine juristische Ausein-
andersetzungeinlassenwill. «Es
ist eine schwierige Diskussion:
Wievielmuss sicheineBundes-
rätin gefallen lassen?»

NurKeller-Sutter
kannhandeln
Da es sich bei Persönlichkeits-
rechtsverletzungen um soge-

nannte Antragsdelikte handelt,
müssteKeller-Sutter selbst eine
Anzeige einreichen. Strafrecht-
lichhingegenwärendieHürden
sehr hoch für einen erfolgrei-
chen Strafantrag, sagt Steiger:
«Die Voraussetzungen für eine
Ehrverletzung oder einen Iden-
titätsmissbrauch dürften nicht
gegeben sein.»

Nationalrat LorenzoQuad-
ri, studierter Jurist, reizt mit
seiner Zeitung nicht zum ers-
tenMal die Grenzen des recht-
lich Zulässigen aus. 2016 be-
schimpfte sein Blatt die Richter
des Bundesstrafgerichts übel,
weil sie einen Dschihadisten
aus seiner Sicht viel zu milde
bestraft hatten. In einer Peti-
tion wurde Quadri daraufhin
aufgefordert, sich für die Ent-
gleisung zu entschuldigen.Das
tat er nicht – gab aber zu, dass
ermöglicherweise «zuweit ge-
gangen» sei.

Aurevoir,
Frühfranzösisch?
Schule InZürcherPrimarschu-
len könnte das Frühfranzösisch
baldderVergangenheit angehö-
ren. ImKantonsrathabenMitte,
SVP und GLP einen Vorstoss
eingereicht, derdenFremdspra-
chenunterricht auf Primarstufe
abschaffen will. Dem Anliegen
werden Chancen eingeräumt.
Hintergrund ist eine Studie,
nach der weniger als die Hälfte
der Primarschülerinnen und
-schüler die Lernziele im Fach
Französisch erreicht.

Der Vorstoss in Zürich löst
bei Befürwortern des frühen
Sprachunterrichts Ängste aus –
insbesondere in der Romandie.
Dort verweist man darauf, dass
das Lernen einer zweiten Lan-
dessprache wichtig für den na-
tionalenZusammenhalt sei.Das
Frühfranzösisch ist schon länger
unter politischem Beschuss: In
Bern und Baselland wurden
ähnliche, wenn auch nicht so
weit gehende Vorstösse an die
Regierungen überwiesen. (sf)

Karin Keller-Sutter mit einer
Pistole: Die Bildmontage ist
zwar eindeutig, aber trotzdem
rechtlich heikel. Bild: Screenshot

Zürichsoll tiefer in
dieTaschegreifen
DerGemeinderat will seineMitglieder höher entschädigen.
Die Pläne der Limmatstadt lassen sogarGenf alt aussehen.

Viviane Vogel

Vereine suchen händeringend
nach Nachwuchs, Organisatio-
nen finden nicht die nötigen
Freiwilligen und Gemeinden
habenMühe, ihre Ämter zu be-
setzen. Der Stadt Zürich laufen
dieGemeinderäte gar davon: In
der vergangenen Legislatur hat
es 47 vorzeitige Rücktritte aus
demParlament gegeben.

Für diese Probleme hat der
Zürcher Gemeinderat eine ein-
fache Lösung: Es muss mehr
Geldher!Der immeranspruchs-
vollerwerdendenArbeit imPar-
lamentundder schwierigenVer-
einbarkeit von Beruf, Familie
und Milizamt will er mit einer
höheren Entschädigung ent-
gegenwirken–derersten«Lohn-
erhöhung» seit 1998.

Fastüberall darf es
etwasmehrsein
Bisher erhält ein Gemeinderat
eine Grundentschädigung von
260 Franken pro Monat. Neu
soll es 1000Frankengeben,da-
für keine separaten Spesen
mehr.Als Sitzungsgelderhielten
Mitglieder bisher 130 Franken
für zweieinhalb Stunden und
einenAufschlagvon30Franken
pro weitere halbe Stunde. Das
sollen sie neumit 1.20 Franken
proMinuteabrechnen.Für zwei-
einhalb Stunden macht das ein
Sitzungsgeld von 180 Franken.

Neu sollen Mitglieder zu-
demeineEntschädigung fürbe-
nötigteAssistenzerhalten,wenn
sie gesundheitlicheBeeinträch-
tigungen haben. Auch eine be-
ruflicheVorsorge soll hinzukom-
men. Sollte dasZürcher Stimm-
volkam9.Februar Ja sagen,wird
eindurchschnittlichengagiertes
Mitglied statt bisher 16’000neu
28’000 Franken im Jahr erhal-

ten. So rechnet es zumindestdas
Ja-Komitee – bestehend aus SP,
Grünen, GLP, Mitte/EVP, und
Alternative Liste Zürich – vor.

Die Bürgerlichen stemmen
sichdagegen.DieFDP traut der
Zahl nicht, rechnet mit einer
Verdoppelung der Entschädi-
gungen, inden28’000Franken
fehlten einige Leistungen. Die
Abrechnung nach Minuten
nennt die FDP «unsinnig», die
«massive Erhöhung» sei nicht
vereinbarmit demMilizsystem.
Für sie wäre eine Erhöhung um
20Prozent vertretbar gewesen.

Die SVP wird noch deutli-
cher und nennt die Entschädi-
gungeneinen«schamlosenGriff
in die Stadtkasse». Zudem
unterstellen sieMitte-links, dass
sie «kalte Füsse bekommen»
und das Anliegen nur zur Ab-
stimmunggebrachthätten,weil
die SVP ein Volksreferendum
angedroht hatte. SP bis Mitte/
EVP schreiben hingegen, dass

für sie klar sei, «dass der Ge-
meinderat nicht abschliessend
über höhere Entschädigungen
für sich selbst entscheidensoll».
Deshalb wollten die Parteien
den Vorschlag von sich aus vors
Volk bringen.

Entschädigungenvon0bis
knapp30’000Franken
Bereichern sichdieZürcherPar-
lamentarierinnen und Parla-
mentarier über alleMassen,wie
FDP und SVP monieren? Ein
Vergleich von Schweizer Parla-
menten ist sowohl auf der Ge-
meinde- als auch auf der Kan-
tonsebenekompliziert, da jeder
eigene Regeln hat. So kennen
gar nicht alle Gemeinden eine
Grundentschädigung.

Vergleicht man die durch-
schnittlichen Jahresentschädi-
gungen indengrössten Schwei-
zer Städten, lässt sich zumindest
sagen: Der Zürcher Gemeinde-
rat ist schon jetzt deutlichgross-

zügiger als die anderen. Nur in
Genf erhalten Ratsmitglieder
mit durchschnittlich 23’500
Frankenderzeit nochmehr.Das
würde sich mit einer Annahme
der Zürcher «Gehaltserhö-
hung» ändern.

Die meisten Gemeinderäte
erhalten im Schnitt zwischen
1000 und 8000 Franken pro
Jahr. InLaChaux-de-Fondskön-
nen sie sogar leer ausgehen:
Dort erhalten die Parteien die
Entschädigungundentscheiden
selbst, inwiefern siedieseandie
einzelnen Mitglieder weiterge-
ben. Zürich fällt aber nicht nur
mit einer grosszügigenEntschä-
digung auf. Es gibt auch in kei-
ner der aufgelisteten Städte so
viele Sitzungstage wie in der
Limmatstadt,wobeiZürcherSit-
zungen im Vergleich nicht be-
deutend kürzer sind.

VoneinerKrise ist
nichtdieRede
Der Sitzungsaufwand in Zürich
ist also deutlich höher. Ob eine
höhereEntschädigung zuweni-
ger Abgängen führt, wie es das
Ja-Komitee hofft, ist allerdings
umstritten.

DerClubPolitiquedeBernehat
2023 eine Studie in Auftrag ge-
geben, die das Hauptproblem
woanders sieht: Eine Mehrheit
der Befragten aus Wirtschaft
und Politik zweifelt, dass mehr
Geld zu einer höheren Beteili-
gung führt. Ihnen zufolge wäre
vor allem wichtig, dass wieder
mehr im Sinne des Gemein-
wohls gedacht würde. Wirt-
schaft undGemeindenmüssten
zusammen Anreize schaffen,
um dem gesellschaftlichen En-
gagementwiedermehr soziales
Ansehen zu verleihen.

Beim Schweizerischen Ge-
meindeverband sieht man das
Milizsystem zwar unter Druck,
spricht aber keineswegs von
einerKrise.DieHälfte allerGe-
meinden zählten weniger als
1700 Einwohner, weshalb es
klar sei, dass die Kandidieren-
den-Suchenicht immer einfach
sei.DieVereinbarkeit vonFami-
lie,Beruf undMilizamt sei gera-
de für jüngerePersonenund ins-
besondere fürFrauenschwierig,
wieVerbandsdirektorinClaudia
Kratochvil-Hametner schreibt.

Esmüssten daher attraktive
Rahmenbedingungen geschaf-

fen werden. Sie gibt zu: «Die
Entlöhnung ist dabei einer von
mehreren Punkten, an denen
man ansetzen kann.» Andere
Möglichkeiten seien die Nut-
zung digitaler Formate, fami-
lienfreundliche Sitzungszeiten
oderflexibleArbeitszeitmodelle
seitens derWirtschaft.

1200Frankenunter
demMedianlohn
Die Stadtzürcher Parlamenta-
rier setzenalsobeimPortemon-
naie an.Undbetonen,dassman
auch mit der Erhöhung immer
noch unter dem Zürcher Me-
dianlohn für eine 30-Prozent-
Stelle liege. Mit 1200 Franken
allerdings nur knapp.

Fraglich ist,wiediesesArgu-
ment bei den zahllosen Jugend-
Sportleiterinnenund -leiternan-
kommt. Würden die ihre sonn-
täglichen Einsätze in der
Turnhalle, die zurückgelegten
Kilometer für Jugendlager und
Wettkämpfe und die stunden-
lange Vorbereitung mit einem
Jobpensum gleichsetzen oder
nur schon die Spesen verrech-
nen, hätte die Schweiz in der
Jugendförderung ein Problem.

In der vergangenen Legislatur traten 47 Ratsmitglieder vorzeitig zurück. Mehr Geld soll einen weiteren
Exodus verhindern. Bild: Michael Buholzer/Keystone
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So viel Geld erhaltenMitglieder in Stadtparlamenten
Durchschnittliche jährliche Entschädigung in Franken
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